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ließ der Bezirkshauptmann dem Pfarrer den Recurs an die Statt⸗ 
halterei, jedoch ohne aufſchiebende Wirkung hinſichtlich der Wahl offen. 
Der Pfarrer machte in der n, geltend, daß 
die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern Z. 15 442/1873 keine 
N u H 3“ Ügemeine Norm fei, ſich nur auf einen einzelnen Fall beziehe; daß 
Der Pfarrer kann als Nutznießer des Pfarrpfründen⸗Vermögens kein beſonderes . er ; a 
Gen e Piarıpf 3 ihm der $ 14 G. W. O. ohne Rückſicht auf Steuerzahlung die Ein⸗ 
Analoge Anwendung des Hofkanzleidecretes vom 11. October 1821, Z. 29.059 reihung im 5 rſten Wahlkörper zuſpreche. Da der ea! ber Schul⸗ 
bei Expropriationen für nicht ärariſche Straßenbauten. Vorbedingungen der fond und die Gemeinde als Steuerzahler ein Wahlrecht haben, könne 
Expropriation. ihm dieſes als Steuerzahler für die Pfarrpfründe, welche auch mit 
Wenn von zwei geſchiedenen katholiſchen Ehegatten Einer zur evangeliſchen Kirche individueller Steuerzahlung vorgeſchrieben ſei, nicht entzogen werden; 
übertritt und dann in Ungarn eine neue Ehe eingeht, fo iſt dieſe neue Ehe er bitte daher um Zuerkennung des Wahlrechtes auch im zweiten 
in den diesſeitigen Königreichen und Ländern ungiltig, felbſt wenn ſie nach Wahlkörper als Steuerzahler. 


Inhalt. 


Mittheilungen aus der Praxis: 


ungariſchem Rechte nicht angefochten werden kann. | Die Gemeinde J. berichtete über Aufforderung, daß. die dortige 
Notiz. Pfarrpfründe zwar für jede einzelne Stiftung abgeſondert verrechnet 
Perſonalien. werde, aber unter der gleichen Verwaltung ſtehe, wie das Kirchen⸗ und 


andere Stiftungsvermögen; dieſe Verwaltung beſtehe aus dem Pfarrer, 
Gemeindevorſteher und einem Kirchenprobſte und fertige alle Urkunden 
u, N L 2c. Die Steuern feien auch jeder einzelnen Stiftung ſeparat zugeſchrieben, 
5 N 5 z. B. Pfarrkirche, Pfarr⸗ oder Frühmeßpfründe ꝛc. und werden von 
Mittheilungen a aus der Praxis. dem betreffenden Nutznießer entrichtet; der Pfarrer habe jedoch auf die 

gefetzliche Steuervergütung ſonſt immer Anſpruch erhoben. 
u nießer des Pfarrpfründen⸗Vermögens Der Bezirkshauptmann berichtete, daß im alten Steuerkataſter die 
De wget eee, Gehe Man and wehen ) a de, den der dannen pie 
und Gemüſegarten ꝛc.) auf den Namen des damaligen Pfarrers, im 

Behufs der Neuwahl der Gemeindevertretung von J. in Vorarl⸗ neuen Kataſter (Transportbuche) ſchlechtweg auf den ee in J. 
berg erfolgte die Auflegung der Wählerliſten und erhob der dortige vorgeſchrieben ſeien. Die Pfarrpfründe in J. beſitze zwei Grundſtücke 
Pfarrer Joſef N. innerhalb der geſezlichen Reclamationsfeift Beſchwerde im Gebiete der Gemeinde B., deßhalb habe der Pfarrer auch in B. 
an die Berichtigungscommiſſion, weil er nur im erſten Wahlkörper gewählt. Das Vermögen der Kirche in J., beſtehend in Capitalien, 
als Seelſorger, micht über. dach als e mit 8 f. 42, kr. im werde ſeparat vom Pfründnervermögen, jedoch durch dieſelben Organe 
zweiten Wahlkörper an betreffender Stelle eingetragen erſchien. berwältet. 

Die Commiſſion verweigerte mit Beſcheid vom 7. November 1876 Die Statthalterei entſchied nun am 28. Jänner 1877: „Die 
die Ertheilung der zweiten Wahlſtimme als Steuerträger an Joſef N. Miniſterial⸗Entſcheidung, Z. 15442/1873 betreffe das Wahlrecht der 
unter Hinweiſung auf $ 12 der Gem.⸗Wahl⸗Ord.), wornach die im Seelſorger in Tirol als Vertreter des Kirchenvermögens, habe daher 
$ 1 sub 2 W.-D. bezeichneten Gemeindeglieder „unter Angabe ihrer hier keine Anwendung, da nach den Erhebungen in J. das Kirchen⸗ 
allenfälligen in der Gemeinde vorgeſchriebenen Jahresſchuldigkeit an vermögen abgeſondert verwaltet wird, und die Vermögenstheile des 
directen Steuern“ in dem Wählerverzeichniſſe anzuführen kommen, dann letzteren im Transportbuche auf die Pfarre vorgeſchrieben find, die 
unter Hinweiſung auf die ähnliche Beſtimmung der 88 13 und 14 der Steuern aber im Namen des Pfarrers entrichtet werden. Der Pfarrer 
W.⸗O. und auf die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern erſcheine daher als Vertreter der Pfründe nach außen und wenn dem 
vom 14. November 1873, Z. 15.4425). Pfründnervermögen als juriſtiſcher Perſon ein Wahlrecht zugeſchrieben 

Der Pfarrer recurrirte innerhalb der nach $ 17 G.⸗W.⸗O. be⸗ werden ſoll, muß der Pfarrer als Vertreter desſelben nach Analogie 
ſtimmten Friſt an den Bezirkshauptmann in B., welcher mit Ent⸗ des § 1 Schlußabſatz, 8 5 und 6 der G.⸗W.⸗O. betrachtet werden, 
ſcheidung vom 13. November 1876 der Beſchwerde aus den Gründen daher auch in vielen Gemeinden Vorarlbergs die Seelſorger ein doppeltes 
des Beſcheides der Commiſſion und im Hinblick auf die von der Wahlrecht genießen. Es fei daher der Reclamation des Pfarrers Folge 
Wahlberichtigungscommiſſion eitirte prineipielle Entſcheidung des Mi⸗ zu geben und fein Wahlrecht als Pfründenbefitzer anerkannt.“ 


Erledigungen. 


niſteriums des Innern, Z. 15.442 ex 1873 keine Folge gab. Zugleich Gegen dieſe Entſcheidung wurde von der Gemeinde J. der Mi⸗ 
niſterialrecurs eingebracht, worin ſie wegen der Wichtigkeit der Frage 
*) Gem. Wahlordnung für Vorarlberg vom 22. April 1864. um ihre principielle ln a indem fie Nachſtehendes betonte: 


ar) S. Nr. 14, S. 55 des Sahrgıngs 1874 dieſer Zeitſchriſt. 1. Aus dem § 12 G.⸗W.⸗O. folge, daß, wenn der Pfarrer zu 


gleich als Pfründenbeſitzer auf ſeinen Namen Steuer entrichtet, für ihn 
daraus doch kein beſonderes Wahlrecht erwachſe, denn das geiſtliche 
Amt, welches der Pfarrer bekleidet, ſei unzertrennlich mit dem Beſitze 
der Pfründe, beziehungsweiſe mit dem Genuſſe des Pfründenvermögens 
verbunden; Pfarrer und Pfründenbeſitzer ſeien eine und dieſelbe juri⸗ 
ſtiſche Perſon und aus dieſem Grunde könne nach dem Wortlaute 
und Sinne der angeführten Geſetzesbeſtimmung dem jeweiligen Orts⸗ 
feelforger aus dem Titel der Steuerzahlung hinſichtlich des Pfründen⸗ 
vermögens ein beſonderes perſonelles Wahlrecht nicht zuerkannt werden, 
ſondern ſei demſelben nach S 12 G.⸗W.⸗O. in dem Verzeichniffe der 
Wahlberechtigten lediglich der Steuerbetrag hinzuzuſchreiben. Nur wenn 
der Pfarrer auf Grund beſonderer Privatrechtstitel unabhängig von 
feinen Amte Grundbeſitz hätte, dann würde ihm ein zweifaches Wahl⸗ 
recht zuſtehen, weil er hinſichtlich dieſes Beſitzes ein verſchiedenes 
Wahlſubject wäre. 

2. Es müßte ſonſt auch einem Oberlehrer, der neben dem Gehalte 
auch ein Grundſtück zum Nutzgenuſſe erhält und Steuer hiefür zahlt, 
ein zweifaches Wahlrecht zuerkannt werden. 

3. Der Pfarrer ſei geſetzlich nicht berufen, die Pfründe nach 
außen zu vertreten. Letztere werde von der Stiftungsverwaltung 
(Pfarrer, Gemeindevorſteher und Kirchenprobſt) verwaltet. Der Umſtand, 
daß der Pfarrer die Steuer entrichtet, ändere nichts an den Vor⸗ 
ſchriften über die Verwaltung; der Pfarrer habe nur eine beſchränkte 
Vermögensverwaltung hinſichtlich der Pfründe. 

4. Die §8 5 und 6 der G.⸗W.⸗O. ſeien hier gar nicht anwendbar. 

5. Die Miniſterial⸗Entſcheidung Z. 15.442/1873 finde auch hier 
analoge Anwendung, da die einſchlagenden Beſtimmungen der Gemeinde⸗ 
Wahlordnung für Tirol und für Vorarlberg identiſch feier und weil 
ſowohl Kirchen- und Pfründenvermögen den gleichen ſtaatlichen Schutz 
enießen. 
5 rs Miniſterium des Innern hat unterm 27. Juni 1877, 8. 
5834 dem Recurſe der Gemeinde J. gegen die Statthalterei⸗Ent⸗ 
ſcheidung vom 28. Jänner 1877 Folge zu geben und unter Behebung 
dieſer Entſcheidung die mit Erkenntniß des Bezirkshauptmannes in B. 
vom 13. November 1876 erfolgte Nichtzuerkennung des vorbezeichneten 
Wahlrechtes aus dem Grunde aufrecht zu erhalten befunden, „weil 
dem Pfarrer Joſef N. als Nutznießer des Pfarrpfründe⸗Vermögens 
nur jenes Wahlrecht eingeräumt werden kann, welches ihm nach S 1 
P. 2 lit. a der Gemeindewahlordnung für Vorarlberg vom 22. April 
1864 mit Rückſicht auf ſein Ortsſeelſorgeramt, mit welchem der 
Genuß des Pfründenvermögens verbunden iſt, zuſteht“. M. 


Analoge Anwendung des Hofkanzleidecretes vom 11. October 
1821, 3. 29.050 bei Expropriationen für nicht ärariſche Straßen⸗ 
bauten. Vorbedingungen der Expropriation. 


Der o.⸗6. Landesausſchuß hat der Gemeinde O. auf ihre Anfrage 
bedeutet, daß in dem Falle, als die Schottergrube des Mathias Sch. 
in O. zur Beſchotterung der in der Gemeinde befindlichen öffentlichen 
Straßen unentbehrlich ſei, die Gemeindevorſtehung bei fortgeſetzter 
Weigerung des Eigenthümers zur Ueberlaſſung der Schottergrube wegen 
Erwirkung der Expropriation gemäß § 18 des Straßengeſetzes vom 
11. December 1869 bei der Statthalterei einzuſchreiten habe. 

Bei der von der Statthalterei angeordneten und von der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaſt V. durchgeführten Verhandlung am 28. Juli 1876 
hat die Gemeindevorſtehung, aus den dem Mathias Sch. gehörigen 
Parcellen Nr 761 und 762 eine Grundfläche von 50 Quadratklaftern 
in Anſpruch genommen und erbot ſich eine im Wege einer unparteiiſchen 
Schätzung zu ermittelnde oder im Vergleichswege eine jährliche Ent⸗ 
ſchädigung von 6 fl. zu zahlen. Mathias Sch. hat anerkannt, daß die 
Gemeinde genöthigt ſei, den Schotter in ſeiner Grube zu nehmen, 
erklärte jedoch den Vergleichsvorſchlag der Gemeindevorſtehung nicht 
annehmen zu können und erbot ſich der Gemeinde den Schotter um 
50 kr. pr. Haufen zu liefern. Dieſen Anbot hat die Gemeindevor⸗ 
ſtehung abgelehnt, weil einerſeits der Preis von 50 kr. gegenüber dem 
ortsüblichen Preiſe um 10 kr. zu hoch gegriffen ſei, anderſeits aber 
die Gemeinde den Schotter durch Robot zu gewinnen beabſichtige und 
ſohin nur eine Entſchädigung des Grundes zu leiſten habe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat nun das Ergebniß der Ver⸗ 
handlung der Statthalterei vorgelegt und hiebei ihre Anſicht dahin 
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ausgeſprochen, daß die Bedingungen der zwangsweiſen Enteignung nicht 
vorhanden find, weil Mathias Sch. ſich bereit erklärt hat, der 
Gemeinde den Bedarf an Schotter um den ortsüblichen Preis, nämlich 
um 50 kr. pr. Haufen zu liefern. 

Dieſer Anſicht hat auch die Statthalterei zugeſtimmt und dem 
Einſchreiten der Gemeinde um die zwangsweiſe Enteignung einer 
Grundfläche von 50 Quadratklafter oder 180 Quadratmeter aus der 
dem Mathias Sch. gehörigen Parcelle Nr. 761 und 762 St. G. O. 
behufs Gewinnung des erforderlichen Schotters für die Bezirksſtraße 


(richtiger Gemeinde- und Verbindungsſtraßen) keine Folge gegeben, 


da Mathias Sch. bei der am 28. Juli 1876 abgehaltenen Local⸗ 
commiſſion ſich bereit erklärt hat, den von der genannten Gemeinde 
benöthigten Schotter um den ortsüblichen Preis von 50 kr. pr. Haufen 
zu liefern, ſomit die geſetzlichen Vorbedingungen zu einer Expropriation 
nicht vorhanden ſind, indem der Umſtand, daß die Gemeinde O. 
mit Rückſicht auf die ihr zu Gebote ſtehenden Naturalleiſtungen einen 
billigeren Schotterpreis als den ortsüblichen, in welchem der Fuhrlohn 
bereits inbegriffen iſt, zu erzielen in der Lage iſt, für ſich allein noch 
nicht die zwangsweiſe Enteignung begründen kann. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die Gemeinde O., indem ſie 
betonte, daß der ortsübliche Preis für einen Haufen Schotter ohne 
Aufladen 30 kr. und nicht 50 kr. fer, daß es der Gemeinde unmöglich 
ſei, Naturalleiſtungen abzuſchaffen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 8. März 1877, 
3. 1290 erkannt: „Der Berufung der Gemeinde O. wird gewährende 
Folge gegeben und unter Behebung der in Beſchwerde gezogenen Ent⸗ 
ſcheidung die Amtshandlung im Sinne des Hofkanzleidecretes vom 
11. October 1821, 3. 29.059 angeordnet *), weil durch die Erhebung 
nachgewieſen erſcheint und Mathias Sch. ſelbſt anerkannt hat, daß die 
Gemeinde genöthigt iſt, den Schotter in ſeiner Grube zu nehmen, 
anderſeits aber zwiſchen der Gemeinde und dem betheiligten Grund⸗ 
eigenthümer ein gütliches Uebereinkommen nicht zu Stande gekommen iſt.“ 

G. 


Wenn von zwei geſchiedenen katholiſchen Ehegatten Einer zur 

evangeliſchen Kirche übertritt und dann in Ungarn eine neue Ehe 

eingeht, ſo iſt dieſe neue Ehe in den diesſeitigen Königreichen und 

Ländern ungiltig, ſelbſt wenn ſie nach ungariſchem Nechte nicht 
angefochten werden kann. 


Mit Urtheil vom 26. November 1875, 3. 86.222, erkannte 
das k. k. Landesgericht in Wien über die in Folge Zuſchrift des k. k. 
Landesgerichtes in Strafſachen in Wien wegen der ob des Ehehinder⸗ 
niſſes des 8 62 a. b. G. B. behaupteten Ungiltigkeit der zwischen 
Michael Joſef K. und Anna, gerichtlich geſchiedenen H., gebornen 
M., am 22. October 1874 zu Oedenburg geſchloſſenen Ehe gepflogene 
und nach Anhörung des zum Vertheidiger dieſes Ehebandes beſtellten 
Advocaten, ſowie des zum Vertheidiger der am 27. October 1863 von 
Anna M. mit Joſef H. geſchloſſenen Ehe beſtellten Advocaten ge⸗ 
ſchloſſene amtliche Unterſuchung zu Recht: Der zwiſchen Michael Joſef K. 
und Anna, gerichtlich geſchiedenen H., gebornen M., am 22. October 
1874 zu Oedenburg in Ungarn vor dem dortigen evangeliſchen Pfarrer 
Augsburger Confeſſion geſchloſſenen Ehe ſtehe das Hinderniß des § 62 
a. b. G. B. entgegen, dieſe Ehe ſei daher ungiltig und werde für 
nichtig erklärt. Die Erkenntnißgebühr iſt von den beiden genannten 
Perſonen zur ungetheilten Hand zu tragen. N 

Der Sachverhalt erhellt aus den folgenden Entſcheidungsgründen: 

Es iſt urkundlich conſtatirt, daß Anna M. am 27. October 
1863 mit dem Feuerwerker Joſeſ H. nach katholiſchem Ritus getraut 
wurde; daß mit Urtheil des vorbeſtandenen geiſtlichen Ehegerichtes der 
Armee vom 3. September 1868, 3. 238, die Scheidung von Tiſch und 
Bett auf unbeſtimmte Zeit aus beiderſeitigem Verſchulden ausgeſprochen 
wurde; daß mit Beſcheid des k. k. Landesgerichtes in Wien vom 
30. September 1870, Z. 73.716, über Einverſtändniß beider Gatten 
auf lebenslängliche Scheidung die Scheidung von Tiſch und Bett 
bewilligt wurde; daß ferner die Anna H. am 6. September 1874 
aus der katholiſchen Kirche aus⸗ und in die evangeliſche Kirche A. C. 


) Das ober⸗öſterr. Straßengeſetz vom 11. December 1869 enthält keine be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit der Enteignung bei Straßen⸗ 
bauten. 


am 19. September 1874 eintrat; daß fie ſich damals, und zwar durch 
ſechs Wochen, zu Dedenburg in Ungarn aufhielt, und daß fie am 
22. October 1874 mit Michael Franz K., Lehrer in Wien, 42 Jahre 
alt, der am 21. September 1874 in die evangeliſche Kirche A. C. 
eingetreten war, in Oedenburg von dem Paſtor K. ehelich getraut 
wurde, ohne daß die Ehe mit Joſef H. früher gänzlich aufgelöst wurde 
8 62 a. b. G. B.). 

Es kann als richtig zugegeben werden, daß die zweite Ehe der 
Anna M. mit Michael Franz K. vor dem nach Wohnſitz und Glaubens⸗ 
bekenntniß in Ungarn competenten evangeliſchen Pfarrer und unter 
Beobachtung der geſetzlichen, ſowie kirchlichen für Ungarn geltenden 
Förmlichkeiten geſchloſſen wurde, daher eine für Ungarn rechtsgiltige 
Ehe ſei. Ebenſo mag es richtig ſein, wie Pfarrer K. angibt, daß durch 
den Generalconvent in Peſt, als oberſte evangeliſche Kirchenbehörde, 
die Pfarrer dieſer Confeſſion in Ungarn angewieſen wurden, Brautleute, 
welche von Tiſch und Bett geſchieden und zur evangeliſchen Kirche 
übergetreten ſind, unter Beobachtung der kirchlichen Normen zu trauen, 
ſowie daß dieſer Beſchluß den ungariſchen Geſetzen (§ 8 des Geſetz⸗ 
artikels 53 vom Jahre 1868) entſpricht und von evangeliſchen Chriſten 
A. C. zu einer zweiten Ehe geſchritten werden kann, wenn nur ein 
Urtheil oder Beſcheid auf Scheidung vorliegt, weil einer Scheidung 
entweder im Allgemeinen oder unter gewiſſer Umſtänden die Wirkung 
der Trennung beigelegt werde. Dies iſt jedoch unentſcheidend; denn 
Anna M. iſt ihrer Geburt (in Wien) und ihrem Wohnſitze nach, ferner 
als Gattin eines öſterreichiſchen Staatsunterthanen, ſelbſt öſterreichiſche 
Staatsbürgerin. Sie blieb daher nach § 34 a. b. G. B. bei der 
Eingehung der Ehe mit Michael Franz K. an die öſterreichiſchen Geſetze 
gebunden, inſoweit als ihre perſönliche Fähigkeit, eine Ehe zu ſchließen, 
dadurch eingeſchränkt wird, und als dieſe Eheſchließung in dieſen Län⸗ 
dern rechtliche Folgen hervorbringen ſoll. Sie konnte ſich als Frauens⸗ 
perſon gemäß § 62 a. b. G. B. nur dann mit einem Manne, ſei 
es im Inlande oder Auslande, vermählen, wenn ihre Ehe mit Joſef H. 
gänzlich aufgelöst war, indem der § 62 a. b. G. B. jeder Frauens⸗ 
perſon, ohne Unterſchied des Religionsbekenntniſſes, dieſe Beſchränkung 
der perſönlichen Handlungsfähigkeit auferlegt. Aus dieſer Geſetzesſtelle 
ergibt ſich feruer, daß der Vertheidiger des Ehebandes den Begriff 
der perſönlichen Fähigkeit zu enge auffaßt, wenn er ihn nur auf die 
perſönlichen Eigenſchaften, z. B. Alter, Geſchlecht, Geiſtesbeſchaffenheit 
des Individuums bezieht, aber die Thatſachen einer früheren Ehe, 
mit anderen Worten, daß die Braut eine vom Geſetze anerkannte 
Ehefrau iſt, davon ausſchließt. Aus dieſem Geſetzesparagraphen 
ergibt ſich aber auch, daß, ohne Unterſchied des Religionsbekenntniſſes, 
vom Geſetzgeber ein für alle öſterreichiſchen Staatsbürger geltender 
Grundſatz, nämlich daß in Oeſterreich nur monogamiſche Ehen geſtattet 
ſind, aufgeſtellt, und eine nicht aufgelöste Ehe als Hinderniß einer 
zweiten Ehe bezeichnet wurde. Alles, was wider die Giltigkeit und 
Anwendbarkeit des §S 62 a. b. G. B. auf dieſen Fall von Seite des 
Vertheidigers dieſes Ehebandes vorgebracht wird, kann daher inſoweit 
nicht in Betracht kommen, als dieſe Einwendungen aus Religionsgrund⸗ 
ſätzen der Katholiken und Akatholiken und aus der gewährleiſteten Re⸗ 
ligions⸗ und Gewiſſensfreiheit abgeleitet werden. Ganz anders verhält es 
ſich mit den 88 111, 115 und 116 a. b. G. B. und dem Ehehinderniſſe 
des Katholicismus (Hofdecret vom 26. Auguſt 1814, Z. 1099 J. G. 
S.), indem das Band einer Ehe zwiſchen katholiſchen Perſonen und 
im Allgemeinen eine nach katholiſchen Glaubensſätzen geſchloſſene Ehe 
für unauflöslich erklärt, der Uebertritt des Einen oder Anderen oder 
beider Ehegatten zur evangeliſchen Religion nach dem Miniſterial⸗ 
Erlaſſe vom 14. Juli 1854, Z. 193 R. G. Bl., als indifferent hin⸗ 
geſtellt, nur nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten das Recht, 
eine Ehetrennung zu erwirken, eingeräumt und dem getrennten aka⸗ 
tholiſchen Gatten nicht geſtattet wird, eine katholiſche Perſon, ſo 
lange der andere Ehegatte lebt, zu ehelichen. Hier handelt es ſich 
um Geſetzesbeſtimmungen, die auf das Religionsbekenntniß und das 
Ehedogma ſich gründen. Alles, was von den Vertheidigern der H.'ſchen 
und K.ſchen Ehe in dieſem Proceſſe vorgebracht wurde, betreffend den 
§ 111 a. b. G. B., § 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Decem⸗ 
ber 1867, und die 88 4, 5 und 16 des Geſetzes vom 25. Mai 
1868, bezieht ſich auf die Giltigkeit und Anwendbarkeit der eben 
eitirten Geſetzesſtellen auf Ehen, die mit Unterlaſſung der Vorſchriften 
des bürgerlichen Geſetzbuches im Inlande und Auslande geſchloſſen und 
getrennt wurden, und ſtehen daher dieſe Erörterungen mit der Ent⸗ 
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ſcheidung der vorliegenoen Streitſache in keinem Zuſammenhange. Der 
§ 62 des a. b. G. B. gilt ausnahmslos in Oeſterreich. Während der 
Herrſchaft des Patentes vom 8. October 1856 war er für Katholiken 
durch den inhaltlich gleichen $ 22 ausgedrückt. Von keiner anerkannten 
Kirche wird er beanſtändet, weil er mit dem Dogma der Eheunauf⸗ 
löslichkeit nichts zu thun hat und ſich von ſelbſt verſteht, daß eine 
bereits verheiratete Perſon zur zweiten Ehe erft nach Auflöſung der 
erſten ſchreiten kann. Der Streit in Oeſterreich entſteht erſt dann, wenn 
es ſich um den Beweis der Auflöſung der erſten Ehe handelt und die 
Frage aufgeworfen wird, ob ungeachtet des 8 111 a. b. G. B. und 
des Miniſterialerlaſſes vom Jahre 1854 eine dort bezeichnete Ehe durch 
Trennung gelöst werden könne; und es treten in der Prayis jene zwei 
verſchiedenen Beantwortungen ein, welche die beiden Vertheidiger auf⸗ 
ſtellen, rückſichtlich bekämpfen, worüber heute jedoch ein richterlicher 
Ausſpruch nicht erſorderlich iſt. Nur ſo viel iſt zu ſagen, daß die freiwillig 
angeſuchte und vom k. k. Landesgerichte in Wien bewilligte 
Scheidung der Eheleute H. nach öſterreichiſchem Rechte nie die Wirkung 
einer Trennung hat und nach dem Geiſte der öſterreichiſchen Geſetzgebung 
haben kann; daß die öſterreichiſche Eheſcheidung das Eheband ohne 
Unterſchied der Confeſſion nicht löst, daß daher die Scheidung nur eine 
separatio quoad thorum et mensam, nicht aber ein divortium tft; 
daß die Scheidung in Oeſterreich nie auf Lebenszeit ausgeſprochen wird, 
wenn auch die Ehegatten darum anſuchen, wie auch der Beſcheid vom 
30. December 1870, Z. 73716, zeigt; endlich daß auf Ehetrennung 
nur gemäß $ 115 a. b. G. B. erkannt werden kann. Da alſo erwieſen 
und von beiden Vertheidigern anerkannt vorliegt, daß die von Joſef 
und Anna H. am 27. October 1863 vor dem katholiſchen Pfarrer am 
Schottenfeld giltig geſchloſſene Ehe durch kein gerichtliches Urtheil als 
ungiltig erklärt wurde und beide Gatten noch am Leben find, daher 
dieſe Ehe heute noch dem Band nach rechtsgiltig beſteht, ſo mußte die 
von Anna H. mit Michael Joſef K. am 22. October 1874 geſchloſſene 
Ehe gemäß § 62 a. b. G. B. für rechtsunwirkſam und ungiltig 
erklärt werden. 

Ueber die von Dr. H. als Vertheidiger des zweiten Ehebandes 
ergriffene Appellation beſtätigte das k. k. Oberlandesgericht in Wien 
mit Urtheil vom 27. Juni 1876, Z. 5016, das erſtgerichtliche Er⸗ 
kenntniß aus folgenden Gründen: 

Nach § 4 a. b. G. B. bleiben öſterreichiſche Staatsbürger in 
Handlungen und Gefchäften, welche fie außer dem Staatsgebiete vor⸗ 
nehmen, an die öĩſterreichiſchen bürgerlichen Geſetze gebunden, inſoweit 
als ihre perſönliche Fähigkeit, ſie zu unternehmen, dadurch eingeſchränkt 
wird, und als dieſe Handlungen und Geſchäfte zugleich in dieſen 
Ländern rechtliche Folgen hervorbringen ſollen. Michael Joſeſ K. und 
Anna M., verehelichte H., beide unbeſtrittene öſterreichiſche Staats⸗ 
bürger, erſcheinen ſomit nach dem obenangeführten Paragraph bezüglich 
ihrer am 22. October 1874 zu Oedenburg in Ungarn geſchloſſenen Ehe 
an die im zweiten Hauptſtücke des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
enthaltenen Vorſchriften über das Eherecht gebunden, inſoferne es ſich 
um die perſöuliche Fähigkeit dieſer beiden Perſonen, eine Ehe überhaupt 
zu ſchließen, handelt, und inſoferne die zu Oedenburg in Ungarn ge⸗ 
ſchloſſene Ehe in dem Geltungsgebiete des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches von Wirkſamkeit ſein ſoll. 

Es iſt nun durch die amtlich gepflogene Unterſuchung feſtgeſtellt, 
daß Anna M., als damals dem römiſch⸗katholiſchen Glaubensbekennt⸗ 
niſſe angehörig, am 27. October 1863 in der Pfarre Schottenfeld nach 
chriſtkatholiſchem Gebrauche mit dem gleichfalls der römiſch⸗katholiſchen 
Kirche angehörigen Joſef Franz H. getraut worden iſt; daß Joſef 
Franz H. ſich derzeit noch am Leben befindet, und daß die von ihm 
mit Anna M. geſchloſſene Ehe mit Beſchluß des k. k. Landesgerichtes 
in Wien vom 30. December 1870, Z. 73716, einverſtändlich geſchieden 
wurde. Das Band dieſer Ehe beſteht noch heute aufrecht, weil dasſelbe 
nach $ 111 a. b. G. B. und Miniſterialerlaß vom 14. Juli 1854, 
Nr. 193 R. G. Bl., zwiſchen katholiſchen Perſonen nur durch den Tod 
des einen Ehegatten getrennt werden kann, und weil dieſe Vorſchrift 
auch dann gilt, wenn ſpäter Einer oder beide katholiſchen Ehegatten 
zur evangeliſchen Kirche übergetreten wären. Der am 19. September 1874 
in geſetzlicher Form erſolgte Austritt der Anna H. gebornen M. aus der 
katholiſchen Kirche und ihre Aufnahme in die evangeliſche Kirche A. C. 
vermag daher nach den angeführten Geſetzesſtellen an dem aufrechten 
Fortbeſtande des Bandes ihrer Ehe mit Joſef Franz H. nichts zu ändern 
und mußte Anna H. mit Rückſicht auf die Anordnung des $ 62 a. b. 
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G. B., wonach ein Weib nur mit Einem Manne zu gleicher Zeit ver- 
mählt ſein kann, wenn ſie ſich wieder vermählen will, die erfolgte 
Trennung ihrer Ehe mit Joſef Franz H., d. i. die gänzliche Auflöſung 
dieſes Ehebandes, rechtmäßig beweiſen. An dieſe nach dem öſterreichiſchen 
Eherechte geltende Beſchränkung der Fähigkeit, eine neue Ehe einzugehen, 
war Anna M. verehelichte H., nach dem im Eingange angeführten 
8 4 a b. G. B. auch rückſichtlich einer außerhalb des Geltungsgebietes 
des genannten Geſetzes zu ſchließen beabſichtigten Ehe gebunden, weil 
alle dort bezeichneten Momente vorhanden ſind, denn Anna M. verehe⸗ 
lichte H, ſowie der neue Gatte Michael Joſef K. find öſterreichiſche 
Staatsbürger, ihre beabſichtigte Ehe ſollte im Geltungsgebiete des öſter⸗ 
reichiſchen bürgerlichen Geſetzbuches wirkſam ſein und die Vorſchriſt 
dieſes letzteren, vor einer Wiederverehelichung die gänzliche Auflöſung 
des früheren Ehebandes zu beweiſen, enthält doch ſicherlich eine Be⸗ 
ſchränkung der perſönlichen Fähigkeit der Brautleute, die neue Ehe ein⸗ 
gehen. 

15 Unter dieſen Erwägungen war das erſtrichterliche Urtheil zu 
beſtätigen. Es erſcheint diesfalls ganz unentſcheidend, inwieferne nach 
den am Orte der Schließung der zweiten Ehe geltenden Geſetzen oder 
nach den Grundſätzen der evangeliſchen Kirche die zweite Ehe zuläſſig 
ſein mag, weil, wie bereits oben dargelegt wurde, in erſterer Richtung 
lediglich die Vorſchriften des öſterreichiſchen bürgerlichen Geſetzes maß⸗ 
gebend ſind, in letzterer aber, ſelbſt wenn Anna H., geborne M., die 
Trennung der erſten Ehe in Gemäßheit des $ 115 a. b. G. B. an⸗ 
zuſprechen berechtigt ſein würde, ſie nichtsdeſtoweniger vor Schließung 
einer zweiten Ehe die gänzliche Auflöſung der erſten zufolge $ 62 a. 
b. G. B. bewieſen haben müßte. 

Die unterrichterlichen Erkenntniſſe wurden vom k. k. oberſten 
Gerichtshofe mit Urtheil vom 8. Mai 1877, 3. 3376, über das Re⸗ 
viſionsbegehren des Vertheidigers des zweiten Ehebandes aus den hier 
ſolgenden Gründen beſtätigt: 

Auch der k. k. oberſte Gerichtshof muß auf Grundlage der vor⸗ 
liegenden Acten als erwieſen annehmen, daß die von Anna M. als 
Katholikin am 27. October 1863 mit dem gleichſalls der römiſch⸗katholi⸗ 
ſchen Kirche angehörenden und noch lebenden Joſef Franz H. nach 
chriſtkatholiſchem Gebrauche eingegangene Ehe noch derzeit aufrecht beſteht; 
und wenn erwogen wird, daß zwiſchen dieſen beiden katholiſchen Ehe⸗ 
gatten laut Beſcheides des k. k. Landesgerichtes Wien vom 30. December 
1870, 8. 73716, nur eine Scheidung von Tiſch und Bett ſtattgefunden; 
daß dieſe Scheidung durch den fpäter am 19. September 1874 erfolgten 
Uebertritt der Anna H., gebornen M., zur evangeliſchen Kirche A. C. 
keineswegs ſchon die rechtliche Natur einer Trennung der Ehe im Sinne 
des 8 115 a. b. G. B. erlangt hat, und daß nach 8 119 a. b. G. B. 
auch den nichtkatholiſchen Religionsverwandten nur im Falle einer Tren⸗ 
nung der Ehe die Wiederverehelichung geſtattet ift: fo zeigt ſich, daß der 
Anna H., gebornen M., ſelbſt auch in ihrer Eigenſchaft als Akatholikin 
die perſönliche Fähigkeit zur Eingehung einer zweiten Ehe bei Lebzeiten 
ihres erſten Gatten mangelte, und da ſie vermöge der ihr zukommenden 
öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft an dieſe Einſchränkung ihrer perſönlichen 
Fähigkeit nach § 4 a. b. G. B. allerdings auch bei einer Schließung 
der zweiten Ehe in Ungarn inſoweit gebunden war, als die zweite Ehe 
hierzulande wirkſam ſein ſoll, ſo ſind dadurch alle Einwendungen. welche 
der Vertheidiger des zweiten Ehebandes aus der Berufung auf das 
Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl., und 
aus dem Umſtande, daß die zweite Ehe in Ungarn geſchloſſen wurde, 
herzuleiten erachtet, als vollſtändig widerlegt zu betrachten. Jur. Bl. 


Notiz. 


(Wirkſamere Ueberwachung der nächſt einer Eiſen bahn ge⸗ 
legenen Bergwerke). Zum Behufe einer wirkſameren Ueberwachung der genauen 
Befolgung jener Sicherheitsvorkehrungen und Betriebs⸗Einſchränkungen, welche 
den Bergwerksbeſitzern zu Gunſten der ihre Grubenfelder durchziehenden Eiſen⸗ 
bahnen durch die Miniſterial⸗Verordnung vom 2. Jänner 1859, R. G. Bl. 
Nr. 25 auferlegt erſcheinen, hat die Berghauptmannſchaft Klagenfurt unterm 
29. März 1877, Z. 861, wirkſam vom 1. April 1877, Nachſtehendes ver⸗ 
ordnet: 
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1. Sobald ſich der Baubetrieb dem Sicherheitspfeiler auf 40 Meter 
nähert, iſt in dieſer Entfernung von der Pfeilergränze ein genau beſtimmter 
Fixpunkt zu ſchlagen, das weitere Vorrücken des Baues von 10 zu 10 Meter in 
den Grubenkarten nachzutragen, und in dieſe auch die Eiſenbahntrace nach ger 
nauer Vermeſſung einzuzeichnen. 

2. Iſt der Sicherheitspfeiler erreicht, oder iſt ſchon vor deſſen Erreichung 
eine derartige Veränderung in den Bau- oder Lagerungs⸗Verhältnifſen, oder ein 
ſolches beſonderes Ereigniß beim Bergbaue vorgekommen, daß ſich die zum Schutze 
der Eiſenbahn feſtgeſetzten Vorſchriften als unzureichend darſtellen, ſo iſt hievon 
unverweilt die Anzeige an das k. k. Revierbergamt zu erſtatten, welches hierüber 
nach den beſtehenden Vorſchriften vorzugehen hat. 

3. Die gleiche Anzeige hat zu erfolgen, bevor ein vorgerichtetes Abbau⸗ 
feld zunächſt dem Sicherheitspfeiler gänzlich abgeworfen, oder ein offener Gruben - 
raum in der Nähe desſelben verlaſſen und unzugänglich gemacht wird, um die 
Zulänglichkeit der getroffenen Vorkehrungen gegen eine Gefährdung der Eiſenbahn 
zu prüfen und nach Erforderniß weitere Verſicherungen anzuordnen. 

4. Die Außerachtlaſſung dieſer Vorſchriften wird mit Strafen von 10 bis 
100 Gulden geahndet. 

5. Zur Gewinnung einer verläßlichen Grundlage für weiters zu verfü⸗ 
gende Maßregeln ſind die Grubenkarten ſolcher Bergwerke, insbefonders in Betreff 
jener Grubenſtrecken, welche die Bahn beeinfluſſen könnten, durch das Revierberg⸗ 
amt oder einen hiezu geeigneten, von der Berghauptmannfchaft zu beſtimmenden 
autorifirten Bergbau⸗Ingenieur einer genauen Prüſung zu unterziehen und falls 
ſich hierbei Bedenken gegen die Richtigkeit ergeben ſollten, mittelſt einer mark⸗ 
ſcheideriſchen Aufnahme richtig zu ſtellen. Die hierbei erwachſenden Koſten ſind, 
falls die Karte unrichtig befunden wurde, im Sinne der 88 185 und 234 des 
allgemeinen Berggeſetzes von Seite der betreffenden Bergbau⸗Unternehmer zu 
tragen, im gegentheiligen Falle auf Amtskoſten zu verrechnen. 

6. Das Revierbergamt hat ſich Copien jener Theile der Grubenkarten, 
welche die erwähnten Grubenſtrecken und deren Verbindung mit dem Hauptein⸗ 
baue darſtellen, zu verſchaffen, und die entſprechenden Nachtragungen auf den⸗ 
ſelben vorzunehmen. 

7. Solche Bergwerke ſind ſo oft im Jahre bergbehördlich zu befahren, als 
es zur Ueberwachung der auferlegten Sicherheitsvorkehrungen nothwendig erſcheint. 

8. Zu dieſen Befahrungen können über Anſuchen der Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmungen Kunſtverſtändige aus dem Eiſenbahnfache beigezogen und denſelben 
die Einſicht der betreffenden Grubenkarten⸗Copien bei dem Revierbergamte ge- 
ſtattet werden, in jo weit dies der Ausübung der den Bergbehörden nach $ 220 
des Berggeſetzes obliegenden Oberaufſicht förderlich iſt. 

9. Jede bei dieſen Befahrungen oder einem anderweitigen Anlaſſe hervor⸗ 
gekommene Vernachläſſigung oder Uebertretung der zur Sicherheit der Eiſenbahnen 
beſtehenden Vorſchriften iſt von Fall zu Fall von dem Revierbergamte der Berg⸗ 
hauptmannſchaft unter Angabe der getroffenen Vorkehrung zur allfälligen weiteren 
Veranlaſſung anzuzeigen. 

10. Nach Ablauf jeden Quartales haben die Revierbergämter der Berg⸗ 
hauptmannſchaſt unter Bezugnahme auf die nach Abſatz 9 etwa erſtatteten Berichte 
anzuzeigen, welche von derartigen Bergwerken befahren, ob und welche Anſtände 
hiebei gefunden, und welche Verfügungen getroffen worden ſind. In dieſen An⸗ 
zeigen ſind die im Laufe des Quartales in Zuwachs oder Abfall gekommenen 
Bergwerke, deren Baue ſich nächft einer Bahntrace bewegen, anzuführen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Kaufmann Karl Meiſter zum unbeſoldeten 
Conſul in Stettin ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Solizitor am Oberſten Gerichtshofe in Edin⸗ 
burg George Andrew zum Aunbeſoldeten Conſul für Edinburg und Leth 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bauingenieuren der Dikaſterial⸗Gebäude⸗ 
Direction Jakob Juratzka und Vincenz Weſtermayer den Titel von Ober⸗ 
ingenieuren ertheilt. 5 


Erledigungen. 


Caſſecontrolorsſtelle bei dem k. k. Hauptmünzamte in der neunten Rangs⸗ 
claſſe, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 186). 

Zollamtsofficialsſtelle bei der Salzburger Finanzdirection in der zehnten 
Rangsclaſſe eventuell eine Zollamtsaſſiſtenten⸗ oder Zolleinnehmersſtelle in der 
eilſten Rangselaſſe, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 188) 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle bei der k. k. küſtenländiſchen Statthalteret in 
der achten Rangsclaſſe, bis 8. September. (Amtsbl. Nr. 190). 

Zwei Officialsſtellen beim Hauptpunzirungsamte in Wien in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 10. September. (Amtsbl. Nr. 192). 

Officialsſtelle bei der Wiener k. k. Landes⸗Filialcaſſe gegen Caution, bis 
Ende September. (Amtsbl. Nr. 193). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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